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einfach. sicher. radfahren.  
NRW auf dem Weg zur Vision Zero 
 

Nordrhein-Westfalen steht verkehrspolitisch an einem Wendepunkt. In der Vergangenheit 

konnten in NRW bei der Verkehrssicherheit Erfolge erzielt werden. So ist trotz mehr zugelasse-

ner Pkw und mehr Autoverkehr die Zahl verunglückter Pkw-Insassen gesunken. Die Zahl der 

verunfallten Radfahrenden ist in den vergangenen Jahren allerdings gestiegen. Statistisch ge-

sehen wurden im Jahr 2025 zwei Radfahrende in NRW im Straßenverkehr wöchentlich getötet. 

Der dramatische Anstieg der Unfallzahlen von Radfahrenden ist äußerst besorgniserregend und 

signalisiert akuten Handlungsbedarf, damit eine Entkoppelung der Unfallentwicklung vom Ver-

kehrsaufkommen auch beim Radverkehr gelingt1. 

 

Abbildung 1: Das Diagramm zeigt die Entwicklung der im Straßenverkehr getöteten Menschen in NRW nach Verkehrs-
mittel (rot = Fahrrad, grau = Motorrad, grün = zu Fuß Gehende, blau = Pkw). Die linearen Trendlinien zeigen, dass nur 
die Zahlen beim Radverkehr steigen. 

Der Anstieg der Unfallzahlen im Radverkehr steht im Widerspruch zu den Entscheidungen und 

Zielsetzungen der Landespolitik:  Mit dem Fahrrad- und Nahmobilitätsgesetz2 (FaNaG NRW) hat 

sich das Land Nordrhein-Westfalen klare Ziele für mehr Sicherheit, mehr Radverkehr und eine 

gleichberechtigte Rolle aller Verkehrsmittel gesetzt. Direkt in der Einleitung des FaNaG NRW 

wird die Vision Zero als Leitbild benannt. 

 
1 Polizeiliche Verkehrsunfallstatistik Land NRW, nrw.adfc.de/artikel/unfallzahlen-2025 
2 Fahrrad- und Nahmobilitätsgesetz NRW,  https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_text_anzei-
gen?v_id=35420230202120743674 

https://nrw.adfc.de/artikel/unfallzahlen-2025
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_text_anzeigen?v_id=35420230202120743674
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_text_anzeigen?v_id=35420230202120743674
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Das Land Nordrhein-Westfalen orientiert sich bei der Verbesserung des Radverkehrs und an-

derer Formen der Nahmobilität auch an dem Ziel der Verkehrssicherheit, dass niemand im 
Straßenverkehr getötet oder mit lebenslangen Schäden schwer verletzt wird („Vision Zero“). 

FaNaG NRW, Präambel 

 

Die Vision Zero ist ein international bekanntes Konzept der Verkehrssicherheit und setzt als Ziel, 

dass niemand im Straßenverkehr getötet oder schwer verletzt wird.  

Auch in der bundesweit gültigen Straßenverkehrsordnung (StVO)3 und der zugehörigen Verwal-

tungsvorschrift (VwV-StVO)4 ist das Ziel der Vision Zero gleich zum Beginn definiert. So heißt 

es: 

Die Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) regelt und lenkt den öffentlichen Verkehr. Oberstes Ziel 

ist dabei die Verkehrssicherheit. Hierbei ist die „Vision Zero“ (…) Grundlage aller verkehrlichen 
Maßnahmen. 

VwV-StVO, § 1 

 

Das Verkehrssicherheitsprogramm NRW 20305 des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und 

Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen (MUNV NRW) und das FaNaG NRW ergänzen diese 

Vorgaben, indem sie Rad- und Fußverkehr ausdrücklich als gleichberechtigte Verkehrsmittel de-

finieren. Die Bundesgesetzgebung geht an dieser Stelle sogar einen Schritt weiter und verlangt, 

dass dem Radverkehr eine besondere Aufmerksamkeit gewidmet wird: 

Die Verkehrssicherheit aller Verkehrsteilnehmer geht der Leichtigkeit des Verkehrs vor. Der 
Förderung der öffentlichen Verkehrsmittel sowie des nichtmotorisierten Verkehrs ist beson-

dere Aufmerksamkeit zu widmen. 

VwV-StVO, § 39-43 

 

Die Verantwortung ist damit klar verteilt: Alle Ebenen handeln innerhalb eines bestehenden 

Rechtsrahmens, der bereits heute mehr wirksame Maßnahmen für Verkehrssicherheit verlangt, 

als vielerorts umgesetzt werden. 

Die Diskrepanz zwischen den verkehrspolitischen Zielen des Landes und der realen Entwicklung 

der Unfallzahlen zeigt: Die Agenda und politischen Worte stimmen, doch Maßnahmen, Tempo 

und Konsequenz beim Verfolgen der Ziele reichen noch nicht aus, um Radfahrende und zu Fuß 

Gehende wirksam zu schützen. Die Vision Zero soll mehr als eine politische Floskel sein: Sie 

 
3 Straßenverkehrsordnung, https://www.gesetze-im-internet.de/stvo_2013/ 
4 Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrsordnung, https://www.verwaltungsvorschriften-im-inter-
net.de/bsvwvbund_26012001_S3236420014.htm 
5 Verkehrssicherheitsprogramm NRW 2030, https://broschuerenservice.nrw.de/munv/shop/das-ver-
kehrssicherheitsprogramm-nordrhein-westfalen-2030%7C2124/46 

https://www.gesetze-im-internet.de/stvo_2013/
https://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26012001_S3236420014.htm
https://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26012001_S3236420014.htm
https://broschuerenservice.nrw.de/munv/shop/das-verkehrssicherheitsprogramm-nordrhein-westfalen-2030%7C2124/46
https://broschuerenservice.nrw.de/munv/shop/das-verkehrssicherheitsprogramm-nordrhein-westfalen-2030%7C2124/46
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muss als verbindlicher Maßstab für alle Entscheidungen von Land, Kommunen, Polizei und Stra-

ßenbaulastträgern dienen. 

Wie kann der Verkehr in NRW für alle Beteiligten, insbesondere für die Radfahrenden und die zu 

Fuß Gehenden, sicherer werden? Wie kann das Land und die Kommunen in NRW den Verkehr 

so gestalten, dass sich Infrastruktur nicht mehr primär am Auto-Verkehr orientiert? An welchen 

Stellschrauben muss gedreht werden, damit bestehende Regelungen besser zur Wirkung kom-

men?  

Diese Fragen stellen sich vor dem Hintergrund der anstehenden Landtagswahl am 25. April 2027. 

Der ADFC NRW appelliert an die Politik und die Kandidierenden der Parteien, die besorgniserre-

genden Entwicklungen in der Verkehrsunfallstatistik ernst zu nehmen und sich dem Thema Rad-

verkehrssicherheit anzunehmen. 

Mit zehn Forderungen will der ADFC NRW ein konkretes Angebot an Politik, Behörden und Ver-

waltungen machen, wie die unzureichende Radverkehrssicherheit adressiert werden kann. Es 

gilt, den vorhandenen Rechtsrahmen konsequent im Sinne der Vision Zero zu nutzen und 

gleichzeitig wichtige Veränderungsprozesse in Verwaltung und Verkehrsplanung anzustoßen.  

In den Erläuterungen zu den Forderungen benennt der ADFC NRW Handlungsfelder, innerhalb 

derer das Land NRW Hürden abbauen, Orientierung geben, und Kommunen bei der praktischen 

Umsetzung unterstützen kann. So können Politik, Verwaltung und Verbände sich gemeinsam 

dem Ziel nähern, NRW sicherer, lebenswerter und zukunftsfähiger zu machen. 

 

 

  

Foto: ADFC / Deckbar 
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Zehn ADFC-Forderungen für mehr Verkehrssicherheit 

Erlass zum konsequenten Vorgehen gegen Falschparken 
 

 

 

 

 

 

 

 

Erläuterung: 

Falschparken auf Geh- und Radwegen sowie im Kreuzungsbereich gehört in ganz NRW zum All-

tag und ist ein zentrales Sicherheitsproblem für zu Fuß Gehende und Radfahrende. Besonders 

für Kinder, Ältere und Menschen mit Mobilitätseinschränkungen ist es schwierig, wenn sie auf-

grund falsch geparkter Autos auf dem Radweg in den Kfz-Verkehr ausweichen müssen und ein-

geschränkte oder keine freie Sicht auf die Fahrbahn haben. Unfallanalysen zeigen, dass 

schlechte Sichtbeziehungen an Einmündungen und Übergängen ein wiederkehrender Risikofak-

tor sind. Zugeparkte Ecken verschärfen dieses Problem deutlich.6  

Die StVO verbietet das Parken auf Geh- und Radwegen sowie im 5 Meter Bereich vor Kreuzun-

gen und Einmündungen eindeutig. Dieser Bereich wird auf bis zu 8 Meter erweitert, wenn neben 

der Fahrbahn ein Radweg baulich angelegt ist. Die Bußgelder für Regelverstöße wurden mit der 

Novelle des Bußgeldkatalogs 2021 deutlich erhöht. In der Praxis kontrollieren jedoch zu wenige 

Kommunen regelmäßig konsequent das Kfz-Parken auf Geh- und Radwegen und schöpfen die 

Handlungsspielräume zur Ahndung des Falschparkens (Abschleppen, Bußgelder) nicht aus. Dies 

begründen sie häufig mit begrenzten Personalressourcen oder vermeintlicher „Geringfügigkeit“ 

der Verstöße. 

Für Städte und Gemeinden in NRW ist ein landesweiter Rahmen hilfreich, der klarstellt, dass 

Falschparken eine relevante Gefährdung darstellt und entsprechend zu priorisieren ist. Ein Er-

lass kann Vollzugsschwerpunkte definieren und Gesetzesanpassungen können digitale Hilfsmit-

tel (z.B. kameragestützte Erfassung, effiziente Meldewege) ermöglichen und sicherstellen, dass 

Fahrzeuge in besonders sensiblen Bereichen zeitnah umgesetzt oder abgeschleppt werden. 

  

 
6 Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e. V. (2020): Unfallrisiko Parken für Fußgänger 
und Radfahrer. Erschienen in Unfallforschung kompakt Nr. 98, https://www.udv.de/re-
source/blob/74934/e2db07a131dc502c7c3ccbf35737dede/98-unfallrisiko-parken-fuer-fussgaenger-und-
radfahrer-data.pdf  

Forderung: 

Das Land NRW soll mit einem Erlass eine landesweit einheitli-
che Vorgabe machen, nach der Falschparken auf Geh- und 
Radwegen sowie in Kreuzungsbereichen in ganz NRW konse-
quent kontrolliert und sanktioniert wird. 

https://www.udv.de/resource/blob/74934/e2db07a131dc502c7c3ccbf35737dede/98-unfallrisiko-parken-fuer-fussgaenger-und-radfahrer-data.pdf
https://www.udv.de/resource/blob/74934/e2db07a131dc502c7c3ccbf35737dede/98-unfallrisiko-parken-fuer-fussgaenger-und-radfahrer-data.pdf
https://www.udv.de/resource/blob/74934/e2db07a131dc502c7c3ccbf35737dede/98-unfallrisiko-parken-fuer-fussgaenger-und-radfahrer-data.pdf
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Vision Zero Schulungen für Polizei und Straßenverkehrsbehörden 
 

 

 

 

 

 

 

 

Erläuterung: 

Die Vision Zero ist im FaNaG NRW als Leitbild verankert und durch die StVO (und VwV StVO) mit 

verbindlichen rechtlichen Vorgaben auf Bundesebene unterlegt, wird aber im Alltag der Behör-

den noch nicht systematisch zur Grundlage jeder verkehrsrechtlichen Entscheidung gemacht. 

Zusätzlich geht Erfahrungswissen im Rahmen von Personalwechseln verloren. Insbesondere bei 

Geschwindigkeitsanordnungen und Kreuzungsumbauten wird die Perspektive des Rad- und 

Fußverkehrs zu häufig nachrangig behandelt.  

Themen der Verkehrssicherheit, Nahmobilität und Verkehrswende sind im Bewusstsein der Ver-

waltungen zu verankern.  Im Rahmen von Unfallanalysen ist die Perspektive des Rad- und Fuß-

verkehrs mit zu berücksichtigen.  

Für einen echten Kulturwandel braucht es ein gemeinsames Verständnis auf allen beteiligten 

Ebenen: Polizei, Straßenverkehrsbehörden, Straßenbaulastträger sowie Politik. Spezifische 

Schulungsprogramme mit Inhalten zur Vision Zero, aktuellen Rechtsprechungen, Gesetzes Vor-

gaben und praxisnahen Beispielen aus NRW schaffen eine gemeinsame Basis. Sie sollen vermit-

teln, wie aus Unfallanalysen proaktive Maßnahmen abgeleitet werden, wie Infrastruktur fehler-

verzeihend gestaltet wird und welche Handlungsspielräume StVO und VwV StVO für Tempore-

duzierungen, Querungshilfen und Netzpriorisierung bieten. Zudem existieren in NRW bereits 

spezialisierte Unfallermittlungsteams. Deren Erkenntnisse müssen systematisch aufgearbeitet, 

verbreitet und in die Schulungen einbezogen werden. 

  

Forderung: 

Das Land soll Vision Zero-Schulungen für Polizei, Straßenver-
kehrsbehörden und Straßenbaulastträger durchführen, da-
mit alle Entscheidungen im Verkehr konsequent an dem Ziel 
ausgerichtet werden, tödliche und schwere Unfälle ganz zu 
vermeiden. 

Foto: ADFC NRW 
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Fahrradstaffeln in jeder Kreispolizeibehörde 
 

 

 

 

 

 

 

 

Erläuterung: 

Fahrradstaffeln ermöglichen Polizei und Ordnungsbehörden einen Perspektivwechsel: Enges 

Überholen, gefährliche Parkverstöße, Rotlichtverstöße beim Rechtsabbiegen und die Wirkung 

mangelhafter Infrastruktur werden unmittelbar erfahrbar. Gefährdungen des Radverkehrs las-

sen sich vom Polizeiauto aus nur begrenzt wahrnehmen. Die meisten Konflikte erlebt man erst, 

wenn man selbst auf dem Rad am Verkehr teilnimmt.  

Erfahrungen aus ausgewählten NRW-Kreisen7 und anderen Bundesländern8 zeigen, dass Fahr-

radstaffeln nicht nur die Kontrolle von Mindestabständen, Falschparken und riskanten Fahrma-

növern verbessern, sondern auch das Vertrauen der Bevölkerung in die Arbeit der Polizei erhö-

hen. Polizist:innen sind sichtbare Ansprechpersonen für Radfahrende und tragen die Ziele der 

Vision Zero aus der Perspektive ungeschützter Verkehrsteilnehmer:innen in die eigene Organi-

sation, aber auch in Richtung Stadtplanung und Straßenverkehrsbehörden hinein. In NRW exis-

tieren bereits erste Fahrradstaffeln. Diese sollten flächendeckend ausgebaut, fachlich geschult 

und zentral mit geeigneter Technik ausgestattet werden.  

  

 
7 Polizei NRW: Mit Weste aufs Rad, https://polizei.nrw/artikel/mit-weste-aufs-rad  
8 Polizeidirektion Braunschweig: Fahrradeinheiten in der Polizei - ein Beitrag zur Steigerung der Ver-
kehrssicherheit im Radverkehr, https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Anlage/K/nvsk-praesentation-
forum-1-hellwig-fahrradeinheiten-polizei.pdf?__blob=publicationFile  

Forderung: 

Die Innenpolitik und das Innenministerium schaffen die Vo-
raussetzungen, dass in jeder Kreispolizeibehörde in NRW eine 
Fahrradstaffel aufgebaut werden kann, die regelmäßig im All-
tagsverkehr unterwegs ist, Verstöße gegen den Rad- und 
Fußverkehr kontrolliert und als fachliche Ansprechpartnerin 
für sichere Infrastruktur fungiert. 

https://polizei.nrw/artikel/mit-weste-aufs-rad
https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Anlage/K/nvsk-praesentation-forum-1-hellwig-fahrradeinheiten-polizei.pdf?__blob=publicationFile
https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Anlage/K/nvsk-praesentation-forum-1-hellwig-fahrradeinheiten-polizei.pdf?__blob=publicationFile
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Systematische Kontrolle der Überholabstände 
 

 

 

 

 

 

 

 

Erläuterung: 

Enge Überholvorgänge gehören zu den häufigsten Angsterlebnissen beim Radfahren und wer-

den von vielen Menschen als zentraler Grund genannt, im Alltag auf das Rad zu verzichten9. 

Obwohl die StVO zum sicheren Überholen klare Mindestabstände von 1,5 m innerorts und 2 m 

außerorts vorschreibt, wird diese Regel in der Praxis häufig missachtet. Dies ist insbesondere 

auf schmalen Straßen mit hohem Kfz-Aufkommen ein gravierendes Risiko für Radfahrende.  

Bislang erfolgt die Kontrolle der Überholabstände nur vereinzelt und mit begrenzten Mitteln10. 

Auf Straßen mit geringer Fahrbahnbreite gelten bereits faktische Überholverbote. Zudem er-

laubt es die StVO und VwV zur StVO an ausgewählten Strecken auch Überholverbote (VZ 277.1) 

anzuordnen. Sowohl enge Straßen, die kein sichere Überholen zulassen und Abschnitte mit aus-

gewiesenen Überholverboten erlauben schon heute eine einfache und rechtssichere Kontrolle 

und Ahndung von Überholabständen. 

Das Land NRW soll sich für die Entwicklung moderner und geeichter Messtechnik, etwa Ab-

standssensoren an Fahrrädern von Fahrradstaffeln oder Spezialfahrzeugen, einsetzen. Diese 

würde auch rechtssichere Kontrollen in komplexen Verkehrssituationen ermöglichen.  Eine lan-

desweite Schwerpunktsetzung – etwa regelmäßige Kontrollwochen begleitet durch eine ent-

sprechende Kommunikation – macht deutlich, dass die Einhaltung des Mindestabstands kein 

Hinweis, sondern eine zentrale Sicherheitsvorschrift ist.  

  

 
9 Fahrrad-Monitor 2023: Ergebnisse einer repräsentativen Online-Befragung Vollständiger Ergebnisbe-
richt, Stand: 24.11.2023. https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Anlage/StV/fahrradmonitor-langfas-
sung.pdf?__blob=publicationFile  
10 Abschlussbericht Forschungsprojekt gÜ-Rad, https://www.agfk-bw.de/angebote/modellprojekt-gue-
rad  

Forderung: 

Das Land NRW soll erlassen, dass landesweit regelmäßig und 
systematisch Überholabstände gemessen und Verstöße 
sanktioniert werden. Zudem setzt sich das Land NRW dafür 
ein, dass technische Messverfahren für den Polizeigebrauch 
entwickelt werden. 

https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Anlage/StV/fahrradmonitor-langfassung.pdf?__blob=publicationFile
https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Anlage/StV/fahrradmonitor-langfassung.pdf?__blob=publicationFile
https://www.agfk-bw.de/angebote/modellprojekt-gue-rad
https://www.agfk-bw.de/angebote/modellprojekt-gue-rad
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Mehr Tempo 30 innerorts 
 

 

 

 

 

 

 

Erläuterung: 

Die Unfallforschung ist eindeutig: Schon eine Reduktion von 50 auf 30 km/h senkt das Risiko 

tödlicher und schwerer Verletzungen erheblich. Die Überlebenswahrscheinlichkeit von Radfah-

renden und zu Fuß Gehenden steigt deutlich. Niedrigere Geschwindigkeiten verbessern die Re-

aktionszeit und die Wahrnehmung komplexer Situationen, etwa an Knotenpunkten mit viel Rad- 

und Fußverkehr. 

Die StVO ermöglicht bereits heute Tempo 30 insbesondere vor Schulen, Kitas, sozialen Einrich-

tungen und auf Straßen mit hoher Unfallbelastung. Darüber hinaus erleichtert die jüngste No-

velle der StVO Temporeduzierungen auf Hauptstraßen und die Zusammenlegung bestehender 

Tempo 30-Abschnitte. Vor dem Hintergrund des FaNaG NRW und des NRW-Verkehrssicher-

heitsprogramms ist es folgerichtig, Tempo 30 in Städten und Gemeinden häufiger einzusetzen. 

Das gilt insbesondere dort, wo Rad- und Fußverkehr gebündelt auftreten oder wo keine sepa-

raten, sicheren Radverkehrsanlagen vorhanden sind. 

Für NRW bedeutet dies: Kommunen benötigen klare Hinweise des Landes, wie sie den erweiter-

ten Rechtsrahmen nutzen können, sowie Unterstützung bei Kommunikation und Kontrolle. We-

niger Schilderchaos, zusammenhängende Tempo 30 Abschnitte und konsequente Durchset-

zung schaffen Transparenz und Akzeptanz bei Bürger:innen. 

  

  

Forderung: 

Das Land soll die Kommunen über einen Erlass dazu anhalten 
und befähigen, Tempo 30 auszuweiten und durchzusetzen, 
damit Unfälle seltener werden oder weniger schwer verlau-
fen. 

Foto: ADFC NRW 
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Tempo 70 an Landstraßen ohne Radweg 
 

 

 

 

 

 

 

 

Erläuterung: 

Außerorts treffen hohe Kfz Geschwindigkeiten auf ungeschützte Verkehrsteilnehmer:innen. Das 

macht das Risiko schwerer Unfälle mit Radfahrenden besonders hoch11. Auf vielen Land- und 

Kreisstraßenstraßen in NRW existieren keine separaten Radwege oder es fehlen sichere Que-

rungsmöglichkeiten. Dadurch sind Alltags- und Freizeitradler:innen gezwungen, Fahrbahnen 

mitzubenutzen oder diese mehrfach zu queren.  

Die StVO verlangt schon heute, auf gefährlichen Abschnitten Geschwindigkeitsbegrenzungen 

anzuordnen.  Doch diese Möglichkeiten werden bislang uneinheitlich genutzt. 

Erfahrungen aus Frankreich12 zeigen, dass eine Reduktion der zulässigen Höchstgeschwindigkeit 

außerorts die Anzahl von Verkehrstoten und die Schwere von Unfällen deutlich mindert und 

mehr Handlungsspielraum für Ausweich- und Bremsmanöver schafft. Gleichzeitig verbessert 

Tempo 70 die subjektive Sicherheit, sodass mehr Menschen bereit sind, auch außerorts das 

Fahrrad zu nutzen.  

Vor allem dort, wo Radwege auf die Fahrbahn überleiten, Zweirichtungsradwege die Straßen-

seite wechseln oder wichtige Achsen des Radnetzes außerorts Straßen queren, ist eine konse-

quente Temporeduktion ein unmittelbarer Sicherheitsgewinn. In Verbindung mit dem Ausbau 

eines lückenlosen Radverkehrsnetzes schafft Tempo 70 einen Übergangsschutz, bis die Infra-

struktur überall dem Stand der Technik entspricht.  

  

  

 
11 Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V: Unfallursache Geschwindigkeit, 
https://www.udv.de/resource/blob/112634/81f8e441aadad1d01047e5510233f5b1/themenpapier-ge-
schwindigkeit-data.pdf  
12 Landesweite Untersuchung des französischen Verkehrsministeriums 2020, https://mobile.interi-
eur.gouv.fr/Archives/Archives-des-communiques-de-presse/2020-communiques/Evaluation-de-l-
abaissement-de-la-limitation-de-vitesse-a-80-km-h-349-vies-epargnees-sur-20-mois  

Forderung: 

Im Sinne einer proaktiven Verkehrssicherheitsarbeit soll das 
Land NRW alle Straßenverkehrsbehörden auffordern, auf 
Straßen außerorts ohne sicheren Radweg maximal Tempo 70 
anzuordnen. Dies gilt insbesondere auch dort, wo Radfah-
rende die Straße queren müssen. 

https://www.udv.de/resource/blob/112634/81f8e441aadad1d01047e5510233f5b1/themenpapier-geschwindigkeit-data.pdf
https://www.udv.de/resource/blob/112634/81f8e441aadad1d01047e5510233f5b1/themenpapier-geschwindigkeit-data.pdf
https://mobile.interieur.gouv.fr/Archives/Archives-des-communiques-de-presse/2020-communiques/Evaluation-de-l-abaissement-de-la-limitation-de-vitesse-a-80-km-h-349-vies-epargnees-sur-20-mois
https://mobile.interieur.gouv.fr/Archives/Archives-des-communiques-de-presse/2020-communiques/Evaluation-de-l-abaissement-de-la-limitation-de-vitesse-a-80-km-h-349-vies-epargnees-sur-20-mois
https://mobile.interieur.gouv.fr/Archives/Archives-des-communiques-de-presse/2020-communiques/Evaluation-de-l-abaissement-de-la-limitation-de-vitesse-a-80-km-h-349-vies-epargnees-sur-20-mois
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Beratungsstellen für mehr Schulwegsicherheit 
 

 

 

 

 

 

 

Erläuterung: 

In NRW werden viele Kinder immer noch mit dem Auto zur Schule gefahren – oft aus Sorge der 

Eltern um die Sicherheit, aber mit negativen Folgen für die Verkehrslage und die Sicherheit di-

rekt vor Schulen13. Aktive Schulmobilität zu Fuß oder mit dem Rad stärkt Gesundheit, Selbst-

ständigkeit, reduziert Elterntaxis und entlastet die Kommunen von vermeidbarem Hol- und 

Bringverkehr.  

Instrumente wie Schulstraßen, Tempo 30 Regelungen, sichere Querungen, Radschulwegpläne 

und kindgerechte Infrastruktur sind erprobt und wirkungsvoll, werden jedoch in NRW bislang 

nicht flächendeckend und konsequent eingesetzt. Kommunen und Schulen brauchen hier fach-

liche Unterstützung: bei der Datenanalyse und Planung, bei Beteiligungsprozessen von Eltern 

und Kindern sowie bei der Auswahl passender Maßnahmen. Die Beratungsstellen zur Schulweg-

sicherheit können bei bestehenden Strukturen (Zukunftsnetz Mobilität NRW) angegliedert wer-

den, sind aber unbedingt finanziell und personell ausreichend auszustatten. Ebenso kann eine 

eigene Förderung zur baulichen und organisatorischen Schulwegsicherung eine wichtige Kom-

ponente für eine erfolgreiche Projektumsetzung sein. 

Andere Bundesländer haben mit zentralen Beratungsstellen14 und Förderprogrammen für Schul-

wegsicherheit gute Erfahrungen gemacht. In Verbindung mit den Zielen des FaNaG NRW und 

des Verkehrssicherheitsprogramms kann NRW mit einer solchen Struktur wichtige Multiplika-

toren schaffen und lokale Aktivitäten verstetigen. 

  

  

 
13 ACE-SCHULWEG-INDEX 2025 in Kooperation mit Deutscher Verkehrssicherheitsrat, 
https://images.ace.de/dokumente/presse/ACE-Schulweg-Index_2025.pdf 
14 MOVERS Programm des Landes Baden-Württemberg, https://www.movers-bw.de/ 

Forderung: 

Schulen sollen verpflichtet werden, (Rad-)Schulwegpläne zu 
erstellen. Das Land soll eine Landesberatungsstelle für 
Schulwegsicherheit einrichten, die Kommunen und Schulen 
in NRW bei Radschulwegplänen, Schulstraßen und sicheren 
Querungen fachlich unterstützt. 

https://images.ace.de/dokumente/presse/ACE-Schulweg-Index_2025.pdf
https://www.movers-bw.de/
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Lückenschlüsse im Radwegenetz 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Erläuterung: 

Für mehr Alltagsradverkehr in NRW ist ein durchgängiges, sicheres und komfortables Radnetz 

entscheidend. Lücken im Radwegenetz, endende Radwege an Kreuzungen, fehlende Querungen 

großer Straßen oder unklare Führungen an Brücken führen zu Unsicherheit, gefährlichen Situa-

tionen und Umwegen15. 

Mit dem landesweiten Radvorrangnetz und den Bedarfsplänen für Radschnellwege16 liegen die 

Grundlagen für einen zielgerichteten Ausbau vor. Ein systematisches Lückenkataster, ergänzt 

durch eine Zustandsbewertung der bestehenden Radwege, ermöglicht es, Prioritäten transpa-

rent und nach Nutzen für Sicherheit und Netzqualität zu setzen.  

Das FaNaG NRW verpflichtet Land und Kommunen, die Netzplanung an den Zielen der Verkehrs-

sicherheit und des Radverkehrsanteils auszurichten. Dazu braucht es verlässliche Finanzie-

rungszusagen, schlanke Förderverfahren und ausreichend Personal in Verwaltungen, Planung, 

Bau- und Instandhaltung. 

  

  

 
15 Beschluss Landtag NRW Lückendschlüsse Radwegenetz NRW, https://www.landtag.nrw.de/por-
tal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-12771.pdf 
16 Dossier Radinfrastruktur Ministerium Umwelt, Naturschutz und Verkehr NRW, https://www.um-
welt.nrw.de/themen/verkehr/nahmobilitaet/radverkehr/radinfrastruktur 

Forderung: 

Das Land NRW soll für ein landesweites Lückenkataster und 
eine Zustandsbewertung des Radnetzes in NRW sorgen und 
Mittel bereitstellen, um (1.) die prioritären Netzlücken zügig 
um mindestens 60 km pro Jahr und nach erforderlichem 
Standard zu schließen und (2.) bestehende Radwege um 200 
km pro Jahr zu sanieren. Die Unfallzahlen verlangen zudem, 
dass ein besonderer Fokus auf die sichere Ausgestaltung von 
Kreuzungen und Knotenpunkten gelegt wird. 

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-12771.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-12771.pdf
https://www.umwelt.nrw.de/themen/verkehr/nahmobilitaet/radverkehr/radinfrastruktur
https://www.umwelt.nrw.de/themen/verkehr/nahmobilitaet/radverkehr/radinfrastruktur
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Anpassung vorhandener Radwege an den Stand der Technik 
 

 

 

 

 

 

 

 

Erläuterung: 

Viele Radverkehrsanlagen in NRW stammen aus Zeiten, in denen die Radverkehrssicherheit eine 

untergeordnete Rolle spielte. Zu schmale Schutzstreifen, zu wenig oder kein Abstand zum Doo-

ring-Bereich, schmale und nicht sichere Zweirichtungsradwege, freie Rechtsabbieger, unklare 

Markierungen oder Drängelgitter gefährden Radfahrende. Die aufgezählten Gefahrenpunkte 

und -strecken widersprechen heutigen Regelwerken sowie den Zielen des FaNaG NRW.  

Bei jeder Sanierungs- und Baumaßnahme im Straßennetz bestehen die Chance und die Pflicht17, 

die vorhandene Infrastruktur zu prüfen und sie auf den heutigen technischen Sicherheitsstan-

dard zu bringen. Sicherheits- und Bestandsaudits, wie sie in der Verkehrssicherheitsarbeit etab-

liert sind, unterstützen eine systematische Bewertung und Priorisierung. Zudem bieten regel-

mäßige Verkehrsschauen gemäß VwV StVO die Möglichkeit, externe Sachkundige – etwa aus 

Verbänden – einzubinden.  

Für mehr Sicherheit auf NRWs Straßen ist wichtig: Wenn sicherheitsrelevante Mängel erkannt 

sind, müssen sie zeitnah behoben werden. Aufschub darf nicht zur Regel werden. Dies erfordert 

klare Zuständigkeiten, Budgets und transparente Berichterstattung über Fortschritte beim Ab-

bau von Gefahrenstellen.  

Verkehrssicherheit verlangt vorausschauendes Handeln. Erkenntnisse aus vergleichbaren Fällen 

und Infrastrukturen sind systematisch zu nutzen, um gefährliche Verkehrssituationen frühzeitig 

zu identifizieren und bestehende Anlagen an aktuelle Standards anzupassen. Im Sinne der Vision 

Zero darf nicht erst auf Unfälle und Schadensereignisse gewartet werden.  

  

  

 
17 VwV zur StVO zu § 45 Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen, 56, IV. Überprüfung der Verkehrs-
zeichen und Verkehrseinrichtungen, https://www.verwaltungsvorschriften-im-inter-
net.de/bsvwvbund_26012001_S3236420014.htm 

Forderung: 

Das Land NRW soll Straßenbau- und Verkehrsbehörden in 
NRW verpflichten, bestehende Radwege systematisch zu 
prüfen, sicherheitsrelevante Mängel nach aktuellem Stan-
dard zu beseitigen und die Ergebnisse in einem landesweiten 
Berichtssystem zu dokumentieren. 

https://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26012001_S3236420014.htm
https://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26012001_S3236420014.htm
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Radverkehrsdashboard für NRW 
 

 

 

 

 

 

 

 

Erläuterung: 

Die Ziele des FaNaG NRW – mehr Radverkehr, Vision Zero, gleichbedeutende Rolle aller Ver-

kehrsmittel – sind nur erreichbar, wenn Fortschritte messbar und transparent sind. Heute sind 

Daten zu Netzen, Lücken, Baustellen, Zählstellen, Unfallhäufungen und Maßnahmen in NRW über 

viele Plattformen und Behörden verteilt. Eine systematische Gesamtübersicht fehlt.  

Ein landesweites Radverkehrsdashboard18 könnte diese Informationen bündeln: Netzausbau, 

Zustand, laufende und geplante Maßnahmen, Unfallentwicklung und Kenngrößen zum Modal 

Split. Es würde Kommunalpolitik, Landespolitik, Fachverwaltung und Zivilgesellschaft in die Lage 

versetzen, Prioritäten evidenzbasiert zu setzen, Erfolge sichtbar zu machen und Handlungsbe-

darf zu identifizieren.  

Für NRW kann das Dashboard zudem langfristig helfen, durch eine automatisierte Darstellung 

von Leistungskennzahlen Personalressourcen einzusparen und als zentrale Plattform für Moni-

toring und Kommunikation dienen. 

 

  

 
18 Beispiel: Plattform RadVIS des Landes Baden-Württemberg, https://www.radroutenplaner-bw.de/rad-
vis?infrastrukturen=%5B%22radvis-infrastrukturen:radvisnetz-radnetz%22%5D&hinter-
grund=%22osm%22 

Forderung: 

Das Land soll ein für Behörden, Politik und Öffentlichkeit zu-
gängliches Radverkehrsdashboard einrichten, in dem alle 
wichtigen Daten zum Radverkehr in NRW gebündelt darge-
stellt werden. So können Handlungsbedarfe früh erkannt und 
Fortschritte transparent verfolgt werden. 

https://www.radroutenplaner-bw.de/radvis?infrastrukturen=%5B%22radvis-infrastrukturen:radvisnetz-radnetz%22%5D&hintergrund=%22osm%22
https://www.radroutenplaner-bw.de/radvis?infrastrukturen=%5B%22radvis-infrastrukturen:radvisnetz-radnetz%22%5D&hintergrund=%22osm%22
https://www.radroutenplaner-bw.de/radvis?infrastrukturen=%5B%22radvis-infrastrukturen:radvisnetz-radnetz%22%5D&hintergrund=%22osm%22
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